
49. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder  

Bremen, 9./10. März 1995  

Entschließung  

Datenschutz bei Wahlen  

   

Bei der Durchführung von Wahlen haben sich Probleme bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten ergeben. Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des 
Bundes und der Länder hat hierzu die folgende Entschließung (* Bei Gegenstimme von 
Baden-Württemberg zu Nr. 4. *) gefaßt:  

1. Durchführung von Wahlstatistiken  

Diejenigen Wahlberechtigten, in deren Wahlbezirk eine repräsentative Wahlstatistik 
durchgeführt werden soll, sind bereits mit der Wahlbenachrichtigung hierüber zu 
informieren. In allgemeiner Form ist auch im Wahllokal ein gut sichtbarer Hinweis auf die 
Einbeziehung in die Wahlstatistik anzubringen.  

Die Statistik sollte nur in solchen Wahlbezirken durchgeführt werden, in denen jede 
Geschlechts- und Altersgruppe wenigstens so viele Wahlberechtigte aufweist, daß das 
Wahlgeheimnis mit Sicherheit gewahrt bleibt. Das Kriterium ist vom Landeswahlleiter vor 
der Festlegung der Auswahlbezirke zu prüfen. Gegebenenfalls sind ungeeignete 
Wahlbezirke auszutauschen.  

Die Auszählung der Wahlberechtigten und der Wahlbeteiligung auf der Grundlage der 
Wählerverzeichnisse sollte durch den Wahlvorstand erfolgen, während die statistische 
Auszählung der Stimmzettel durch die jeweils für die Durchführung der Statistik 
zuständige Stelle vorzunehmen ist.  

Untersuchungen, bei denen Angaben über die Wahlbeteiligung oder die Stimmabgabe aus 
verschiedenen Wahlen einzelfall- und personenbezogen zusammengeführt werden, 
gefährden das Wahlgeheimnis und sind daher unzulässig.  

2. Auslegung von Wählerverzeichnissen  

Durch die Einsicht in das Wählerverzeichnis besteht nach der jetzigen Rechtslage die 
Gefahr, daß Daten sowohl von Bürgern, über die in Melderegistern eine Auskunftssperre 
eingetragen ist, als auch von Bürgern, die in einer speziellen sozialen Situation leben (z. 
B. Justizvollzugsanstalten, Frauenhäuser, psychiatrische Kliniken, Obdachlose), offenbart 
werden.  

Um einerseits die Kontrollmöglichkeit durch die Öffentlichkeit im Vorfeld einer Wahl 
weiterhin zu gewährleisten, andererseits die datenschutzrechtlichen Belange der 
genannten Betroffenen zu wahren und dem Mißbrauch einer Adreßrecherche 
vorzubeugen, fordern die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder, daß bei 
allen Wahlen  

- entweder in den öffentlich ausliegenden Wählerverzeichnissen nur Name, Vorname und 
Geburtsdatum der Wahlberechtigten aufgeführt werden  



- oder aber bei Wiedergabe der Adressen im Wählerverzeichnis nur Auskünfte zu 
bestimmten Personen an den Auskunftssuchenden erteilt werden, wenn er vorher die 
Adresse dieser Person aufgegeben hat.  

Im übrigen sind Daten von Bürgern, für die in Melderegistern eine Auskunftssperre 
eingetragen ist, im Wählerverzeichnis nicht zu veröffentlichen.  

3. Gewinnung von Wahlhelfern  

Bei der Gewinnung von Wahlhelfern sind folgende Grundsätze zu beachten:  

Es dürfen nur die zur Bestellung erforderlichen Daten, wie Name, Vorname und 
Wohnanschrift, erhoben werden. Die Betroffenen sind über den Zweck der 
Datenerhebung und die weitere Datenverarbeitung umfassend zu unterrichten.  

Über die Abwicklung der jeweiligen Wahl hinaus dürfen die Daten der Wahlhelfer in einer 
Wahlhelferdatei nur gespeichert werden, wenn sie dieser Speicherung nicht 
widersprochen haben. Die Wahlhelfer sind auf ihr Widerspruchsrecht hinzuweisen.  

Beschäftigtendaten dürfen nur auf freiwilliger Basis übermittelt werden, sofern nicht eine 
besondere Rechtsvorschrift die Übermittlung zuläßt. Im Falle der Freiwilligkeit muß es 
den Beschäftigten möglich sein, selbst die Meldung unmittelbar gegenüber der 
Wahlbehörde abzugeben. Nach Gründen, die einer Übernahme des Ehrenamtes 
entgegenstehen, darf erst im förmlichen Verfahren durch die Wahlbehörde gefragt 
werden.  

4. Erteilung von Wahlscheinen  

Die in den Wahlordnungen des Bundes und der Länder enthaltene Regelung, nach der die 
Antragstellung für die Erteilung eines Wahlscheines auf einem Vordruck zu begründen ist 
und der Grund gegenüber der Gemeinde glaubhaft gemacht werden muß, ist aus 
datenschutzrechtlicher Sicht unverhältnismäßig. Da sich aus der geforderten 
Differenzierung der Begründung keine unterschiedlichen Rechtsfolgen ableiten, ist diese 
entbehrlich. Es genügt in der Antragstellung eine Erklärung des Wahlberechtigten, daß er 
am Tag der Wahl aus wichtigem Grund das für ihn zuständige Wahllokal nicht aufsuchen 
kann.  

 


